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Vorwort 

1. Schon im späten Mittelalter gab es in einigen deutschen Ländern dieser Ge­
biete sog. ,Gemeindeverbände' , die mehrere Gemeinden einer Gegend zusam­
menfaßten und für ihre Verwaltung, Gerichtsbarkeit und dgl. verantwortlich 
waren und sie nach außen vertraten. In einigen Ländern Osteuropas bestanden 
solche Verbände in weit größerem Umfang bis in die frühe Neuzeit; der bedeu­
tendste unter ihnen war der ,Wa'ad Arba Arazoth', die Vierländersynode, die 
Großpolen, Kleinpolen und Reußen umfaßte und von Mitte des 16. Jahrhun­
derts bis 17 64 bestand. Auch in Westeuropa fungierten derartige übergemeind­
liche Organisationen: in England wurde um 1760 der ,Board of Deputies of 
BritishJews' begründet, der 1835 offiziell von der Regierung anerkannt wurde; 
in Frankreich hatte Napoleon 1. imJahre 1808 das ,Konsistorium' (Consistoire) 
mit seiner Zentrale in Paris und seinen Zweigstellen in den verschiedenen De­
partments errichtet. 

Im Gegensatz dazu gelang es den deutschen Juden in der Neuzeit nicht, der­
artige Gesamtorganisationen zu schaffen, obwohl die jüdischen Gemeinden in 
Deutschland seit der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts als autonome Organi­
sationen (Körperschaften des öffentlichen Rechts) einen nicht unwesentlichen 
Aufschwung erlebten und besonders im ersten Drittel unseres Jahrhunderts zu 
den bedeutendsten jüdischen Gemeinden Europas gehörten. Zwar wurden seit 
etwa Mitte des 19. Jahrhunderts und insbesondere in der Zeit der Weimarer 
Republik (1919-1933) immer wieder Versuche unternommen, eine solche Ge­
samt- und Zentralorganisation zu errichten, doch all diese V ersuche scheiterten, 
z.T. weil die deutschen Regierungen nicht interessiert waren, die Juden in ei­
ner allumfassenden Organisation zu vereinen, vor allem aber wegen zahlreicher 
religiöser und innenpolitischer Differenzen zwischen den verschieden Gruppen 
und ,Parteien' innerhalb des deutschen Judentums. 

Erst nach der ,Machtergreifung' Hitlers am 30. Januar 1933 kamen führende 
Persönlichkeiten des deutschen Judentums zu der Erkenntnis, daß endlich die 
Zeit gekommen sei, die inneren Zwistigkeiten zu überwinden, und eine Orga­
nisation zu schaffen, die alle Juden Deutschlands vereine und sie nach außen, 
vor allem der neuen NS-Regierung und der Partei und ihren Organen, wie 
auch den jüdischen Organisationen im Ausland gegenüber vertreten solle. So 
wurde im September 1933, auf Initiative leitender Persönlichkeiten der jüdi­
schen Gemeinden im Rheinland, insbesondere Essen und Bielefeld, jedoch 
auch dieses Mal nicht ganz ohne Meinungsverschiedenheiten, die ,Reichs-
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vertretung der deutschen Juden' (weiterhin Reichsvertretung) ins Leben geru­
fen . Einer ihrer ersten Schritte war es, sich den deutschen Behörden als alleini­
ger Vertreter aller Juden in Deutschland vorzustellen. 

Als Finanzinstitute bediente sich die Reichsvertretung des schon im April 
1933 gegründeten ,Zentralausschuß für Hilfe und Aufbau', der versuchte, die 
durch die neue Situation geschaffene Notlage der deutschen Juden zu lindern. 
Die Reichsvertretung, die in Folge der ,Nürnberger Gesetze' vom September 
1935 ihren Namen in ,Reichsvertretung der Juden in Deutschland' ändern 
mußte, bestand und wirkte, meist ohne besondere Behinderung von seiten der 
NS-Behörden, bis kurz nach dem November-Pogrom von 1938 (die sog. 
Reichskristallnacht). 

Bereits einige Monate vor dem Pogrom kamen die Leiter der Reichs­
vertretung, sowie der großen jüdischen Gemeinden und Parteien zu der Über­
zeugung, daß die so krassen Veränderungen der politischen und gesellschaftli­
chen Lage der deutschen Juden es erforderlich machten, den organischen 
Aufbau der Reichsvertretung und ihren Charakter zu ändern. Sie beschlossen 
daher, sie von einer freiwilligen föderativen Organisation in eine Art Zwangs­
organisation umzugestalten, der alle Juden Deutschlands angehören müßten. 
Eine der wesentlichsten Ursachen für diese notwendig gewordene Veränderung 
war das ,Gesetz über die Rechtsverhältnisse der jüdische Kultusgemeinden' 
vom 28. März 1938, das sämtliche Synagogengemeinden Deutschlands der 
Rechte einer Körperschaft des öffentlichen Rechts beraubte und sie zu privaten 
Vereinen erniedrigte. Als solche konnten sie in Zukunft nicht mehr die pflicht­
mäßigen ,Kirchensteuern' von ihren Mitgliedern erheben, und verloren da­
durch ihre wichtigste Einnahmequelle und in weitem Maße ihre Leistungsfä­
higkeit. In dieser Situation sah es die Reichsvertretung als notwendig an, alle 
Synagogengemeinden in einer Art ,Reichsgemeinde' zu vereinen. So wurde in 
einer gemeinsamen Sitzung der leitenden Gremien der Reichsvertretung vom 
Juli 1938 beschlossen, eine Zwangsvereinigung unter dem Namen ,Reichs­
verband der deutschen Juden' zu errichten. 

Infolge der Ereignisse während der zweiten Hälfte des Jahres 1938, vor allem 
wohl wegen des Pogroms im November, kam dieser Beschluß damals nicht zur 
praktischen Ausführung. Die Vorbereitungen zu dem Umbau der Reichs­
vertretung wurden jedoch auch in diesen Monaten fortgesetzt und so konnte 
schon anfangs Februar 1939 die Reichsvertretung öffentlich, in der damals 
einzigen von dem Regime gestatteten jüdischen Zeitung, das ,Jüdische Nach­
richtenblatt', die Errichtung einer ,neuen' Organisation, die ,Reichsvereinigung 
der Juden in Deutschland' (weiterhin Reichsvereinigung) bekanntgeben. Diese 
unterschied sich jedoch zunächst nach außen in keiner Weise von der Reichs­
vertretung. Sie wurde mehr oder weniger von denselben Persönlichkeiten gelei­
tet, die auch vor 1933 an der Spitze der Reichsvertretung gestanden hatten. 

Ungefähr zur gleichen Zeit planten auch verschiedene NS-Behörden die Er­
richtung einer Gesamtorganisation aller Juden in Deutschland. Ursprünglich 
beabsichtigten sie, dieser nur eine einzige Aufgabe zu übertragen, nämlich die 
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Förderung und Beschleunigung der Auswanderung der Juden aus Deutschland. 
Nach längeren Verhandlungen zwischen verschiedenen Ministerien und Partei­
organen, bei denen z.T. auch der Vorstand der Reichsvertretung beteiligt war, 
wurde jedoch beschlossen, dieser Organisation auch das gesamte jüdische 
Erziehungs- und Sozialwesen zu übertragen. So kam es am 4. Juli 1939 zu der 
Veröffentlichung eines besonderen Gesetzes, die sog. ,10. Verordnung zum 
Reichsbürgergesetz' (eines der Nürnberger Gesetze) über die Errichtung einer 
jüdischen Zwangsorganisation, die ebenfalls den Namen ,Reichsvereinigung 
der Juden in Deutschland' erhielt. Diesem Gesetz zufolge mußten alle Juden, 
einschließlich gewisser Gruppen von Personen, die nur nach den NS-Rasse­
gesetzen Juden waren, der Reichsvereinigung angehören. Diese Organisation 
bestand und wirkte, unter immer schwierigeren Umständen, zunächst bis zum 
10. Juni 1943, als ihr Zentralbüro in Berlin, sowie die Büros ihrer sog. Zweig­
und Bezirksstellen geschlossen wurden, und die letzten noch überlebenden Lei­
ter nach Theresienstadt deportiert wurden. Selbst nach diesem Tagjedoch blieb 
die Reichsvereinigung, wenn auch in sehr veränderter Form, bis Ende des 
Zweiten Weltkriegs und des NS-Regimes bestehen. Als solche wird sie in der 
Forschungsliteratur im allgemeinen als ,Rest-Reichsvereinigung' bezeichnet, 
erschien aber in der Öffentlichkeit auch weiterhin immer unter dem Namen 
,Reichsvereinigung der Juden in Deutschland' . 

2. Die vorliegende, unter Benutzung neuer Quellen unternommene Arbeit 
wurde in ihrer ursprünglichen im Jahre 1982 abgeschlossenen Fassung (in he­
bräischer Sprache) als Dissertation zur Erlangung der Doktorwürde dem Senat 
der Hebräischen Universität vorgelegt. Sie schildert in einer kurzen Einleitung 
die V ersuche zur Errichtung einer jüdischen Gesamtorganisation in Deutsch­
land, vor allem in Preußen, dem bekanntlich größten Staat in Deutschland, in 
dem auch seit vielen Jahren die meisten Juden Deutschlands lebten, von der 
Mitte des 19. Jahrhunderts bis 1933. 

Die Arbeit zerfällt in zwei große Abschnitte: in dem ersten wird die Zeit der 
Reichsvertretung (1933-1938/39) dargestellt, insbesondere die Stellung dieser 
Organisation gegenüber dem NS-Regime, einschließlich der verschiedenen In­
stitutionen der Partei. In diesem Zusammenhang ist besonders darauf hinzuwei­
sen, daß bis heute kein organisches Archiv der Reichsvertretung gefunden 
wurde und ein solches offenbar auch nicht erhalten blieb (obwohl doch an­
genommen werden darf, daß diese in noch verhältnismäßig ruhigeren Zeiten 
wirkende Organisation sehr darauf bedacht war, geordnete Akten zu führen 
und zu bewahren). Es war daher notwendig, in verschiedenen Archiven in Isra­
el, Europa und den Vereinigten Staaten jedes, auch sekundäres Dokument aus 
den Beständen jüdischer Organisationen und Gemeinden sowie Privatperso­
nen, die mit der Reichsvertretung in Verbindung standen zu sammeln, bzw. zu 
rekonstruieren, um aus diesen Dokumenten Einzelheiten über die Tätigkeit der 
Reichsvertretung und ihre Stellung im Dritten Reich zu gewinnen. Ebenso 
wurden sämtliche deutsch-jüdische Zeitungen und Zeitschriften durchgesehen, 
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die bis zu dem Novemberpogrom von 1938 mehr oder weniger regelmäßig er­
scheinen konnten. 

Der zweite Abschnitt behandelt die Stellung der Reichsvereinigung gegen­
über der Regierung und den Parteiorganisationen und vor allem denen unter 
ihnen, die für die Behandlung der 'Judenfrage' verantwortlich waren. Die Vor­
bereitung dieses Abschnittes wurde nur dadurch ermöglicht, daß mir Prof. 0. 
D. Kulka von der Hebräischen Universität, mein damaliger Doktorvater und 
heutiger Kollege, Fotokopien von ca. 3 000 Dokumenten zur Verfügung stell­
te, die er in den 60er Jahren aus den organischen und z.T. vollständig erhalte­
nen Archivalien der Reichsvereinigung herstellen ließ. Diese Bestände wurden 
von der Regierung der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik 
(DDR) in der zweiten Hälfte der SOer Jahre in den Kellerräumen der früheren 
großen Synagoge in der Oranienburger Straße in Berlin gefunden und in das 
Deutsche Zentralarchiv in Potsdam (später Zentrales Staatsarchiv - ZStA - heu­
te Bundesarchiv [BA] Abteilungen Potsdam) zur Rekonstruierung und Aufbe­
wahrung überführt. 

Diese etwa 3 000 Dokumente konnten nach einer systematischen Durchsicht 
vieler Archive in Israel, Europa und den Vereinigten Staaten durch umfangrei­
ches Quellenmaterial ergänzt werden 1. 

Die von Prof. Kulka hergestellten Fotokopien umfaßten die für die allgemei­
ne Geschichte und Entwicklung der Reichsvereinigung bedeutendsten Teile 
der damals etwa 30 000 bekannten Dokumente aus ihren Beständen. Es handel­
te sich vor allem um Protokolle der Sitzungen des Vorstandes, um sog. Akten­
notizen über , Verhandlungen' mit der Gestapo, bzw. dem Reichssicherheits­
hauptamt (RSHA) sowie um statistische und demographische Übersichten über 
die Juden in Deutschland von 1933-1941. (Ein großer Teil der damals zugäng­
lichen Bestände in Potsdam waren Personalakten über Verhandlungen mit Per­
sonen, die von der Reichsvereinigung betreut wurden.) 

Kurze Zeit nach Kulkas Besuchen im ZStA wurde dort das gesamte Material 
der Reichsvereinigung als für jeden Forscher, einschließlich solcher aus der 
DDR selbst, unzugänglich erklärt. Erst wenige Monate nach dem ,Umbruch', 
den politischen Veränderungen in Ostdeutschland von 1989, wurde dieses Ar­
chiv wieder eröffnet, so daß es jetzt erneut der Forschung zur Verfügung steht. 
Diese Tatsache veranlaßte das Leo Baeck Institut in New York mir dankens­
werterweise im Sommer 1990 den Auftrag zu erteilen, erneut in Potsdam die 
gesamten Bestände der Reichsvereinigung zu untersuchen. Dabei stellte sich 
heraus, daß diese nicht nur ca. 30 000 Dokumente umfassen, sondern insgesamt 
annähernd 800(!) Akten zum Teil sehr großen Umfanges, so daß es sich selbst 
bei vorsichtiger Schätzung um mehrere hunderttausend von Dokumenten han-

1 Die Erfassung und Rekonstruktion der Dokumente wurde auch nach 1982 fortgesetzt . 
Sie kam zu einem, wie sich inzwischen herausstellte, vorläufigen Abschluß im Jahre 1988 mit 
einer Sanunlung von über 16 000 Fotokopien. Über die Sammlung und ihre Rekonstruktion 
siehe 0 . D. KuLKA / E. HILDESHEIMER, The Central Organization ofthe Germanjews in the 
Third Reich and its Archives, LBIY XXXIV (1989), S.187-203. 
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delt. (Von diesen betrifft allerdings etwa die Hälfte nur indirekt die Angelegen­
heiten der Reichsvereinigung. Auch diese Menge von Archivalien umfaßt nach 
Aussage der leitenden Archivare in Potsdam keineswegs den gesamten Bestand 
der von der Reichsvereinigung geführten Akten.) 

Eine Durchsicht dieses neuen Materials, das selbstverständlich für die hier 
vorliegende Übersetzung und Überarbeitung meiner Dissertation verwendet 
wurde, ermöglichte insbesondere in ihrem zweiten Abschnitt viele Ergänzun­
gen und Erweiterungen des ursprünglichen Textes, erforderte in keinem Fall 
eine Widerlegung früher aufgestellter Thesen wie sie im Nachwort zu diesem 
Buch wiedergegeben sind. 

3. Ein Teil der für diese Arbeit benutzten Dokumente wurden schon anderwei­
tig verwendet, vor allem in der (bisher leider unveröffentlichten) Dissertation 
von Pro( Kulka selbst, „Die ,Judenfrage' im Dritten Reich, in ihrer Bedeutung 
in der nationalsozialistischen Ideologie und Politik" (hehr.), Jerusalem 1975, 
Band II, sowie in einer Reihe von Monographien über das Dritte Reich im all­
gemeinen und die Judenfrage im besonderen. Hier wurde jedoch, nach bestem 
Wissen und Gewissen, zum ersten Mal der Versuch unternommen, das gesamte 
uns bekannte Material fortlaufend und systematisch über die Stellung der 
Reichsvertretung und der Reichsvereinigung gegenüber dem NS-Regime zu 
untersuchen. Es bedarf wohl kaum der Erwähnung, daß aus dem riesigen Quel­
lenmaterial nur geringe Teile herangezogen werden konnten, die für die Bear­
beitung des Themas von Bedeutung waren. 

Da diese Neubearbeitung meines Buches nicht nur für Wissenschaftler, sondern 
auch für das breite deutsche Publikum bestimmt ist, habe ich den kritischen 
Apparat - Anmerkungen und Quellenangaben - auf das notwendige Minimum 
beschränkt. Ebenso habe ich im großem und ganzen davon Abstand genom­
men, die Quelle und Signatur der einzelnen Dokumente zu verzeichnen2, 

insbesondere bei den Dokumenten aus den mehr oder weniger als Einheit zu 
betrachtenden Beständen aus Potsdam. Fast alle erwähnten oder zitierten 
Dokumente befinden sich in Fotokopie in der von Pro( Kulka und mir rekon­
struierten Sammlung3, von der hoffentlich bald eine repräsentative Auswahl 
veröffentlicht werden wird. 

Zum Schluß dieses Vorworts möchte ich sowohl Pro( Kulka als den vielen 
Archiven für ihre Bereitwilligkeit, mir ihre Archivalien zur Verfügung zu stel­
len, auf das herzlichste danken. 

Jerusalem, 1993 E. HILDESHEIMER 

2 Für die wichtigsten Archive und die aus ihnen herangezogenen Dokumentensammlun­
gen siehe das im Anhang veröffentlichte Quellen- und Literaturverzeichnis. 

3 The Hebrew University of Jerusalem, 0. D . Kuuu. / E. HILDESHEIMER, Quellensamm­
lung der Zentralorganisation der deutschen Juden 19.13-1945. 
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Einleitung 

Die Versuche der Errichtung einer Gesamtorganisation 
der deutschen Juden vor 1933 

Die V ersuche vor dem Ersten W eltkrieg1 

Die am Ausgang des Mittelalters, teilweise auf Anordnung der Behörden in deut­
schen Ländern errichteten übergemeindlichen Gemeindeorganisationen verwan­
delten zwar jüdische Gemeinden von rein religiösen Vereinigungen im gewissen 
Sinne in politische Organisationen, bedeuteten aber nur in seltenen Fällen eine 
offizielle öffentliche Vertretung der deutschen Juden gegenüber den Behörden. 

Auch das preußische ,Judenedikt' von 1812 und andere ihm folgende ähnli­
che Verordnungen, die im Laufe der Jahre in anderen deutschen Staaten erlas­
sen wurden, änderten diesen Zustand nicht. Es scheint, daß die Juden selbst 
vielfach nicht an einer öffentlichen Rechtsstellung interessiert waren, damit 
man sie nicht separatistischer Bestrebungen beschuldige. 

Erst imJahre 1831 forderte Gabriel Riesser (1806-1863), der bekannte Vor­
kämpfer für die Emanzipation der deutschen Juden, die Schaffung einer Orga­
nisation, die die jüdischen Interessen nach außen vertreten solle2• In ähnlicher 
Weise verlangte der jüdische Historiker J. M. Jost (1793-1860) den jüdischen 
Gemeinden „Rechte einer [öffentlich) anerkannten Gemeinschaft" zu verlei­
hen und die religiösen Belange der Gemeinden einem von ihnen gewählten 
Gremium zu übertragen, daß einer Zentralstelle mit dem Sitz in Berlin unter­
stellt sein sollte3. Im Jahre 1850 verlangte auch die Jüdische Gemeinde Berlin, 
damals schon die größte Gemeinde in Deutschland, die Errichtung einer sol­
chen Zentralorganisation, die u.a. die allgemeinen Interessen der Juden vor den 
Behörden vertreten sollte4• Noch 1844 schlug Ludwig Philippson (1811-1899), 
der Begründer und erste Herausgeber der bekannten ,Allgemeine Zeitung des 

1 Der Abschnitt über die Versuche zur Errichtung einer jüdischen Gesamtorganisation be­
ruht auf einem Teil eines (nicht veröffentlichten) größeren Aufsatzes über „Die verfassungs­
rechtliche Stellung der jüdischen Religionsgemeinschaft in Preußen in der Weimarer Zeit" 
(1975) . Für eine gekürzte Fassung dieses Teiles siehe E. HILDESHEIMER, „Die Versuche zur 
Schaffung einer jüdischen Gesamtorganisation während der Weimarer Republik 1919-1933" 
in: Jahrbuch des Instituts für deutsche Geschichte, Universität Tel Aviv VIII (1979), S. 335-
364. 

2 GABRIEL RIESSER, Gesammelte Schriften, Bd. 1, Frankfurt/M. 1867, S. 23. 
3 J. M. JosT, Offenes Sendschreiben ... an Karl Streckfuß, Berlin 1833, S. 89 f. 
4 Vgl. ,Der Orient', hrsg. v. J. FORST, 11 (1850) Nr. 15 und 16. 
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Judentums' (AZdJ) vor, alljährlich Versammlungen von religiösen Führern in 
Deutschland einzuberufen, um alle die jüdischen Gemeinden gemeinsam be­
treffenden Probleme zu behandeln5. 

Ein wichtiges Ereignis in der Geschichte der Schaffung einer jüdischen 
Gesamtorganisation in Preußen, dem größten Staate Deutschlands, bedeutete 
das am 23. Juli 1847 erlassene ,Gesetz über die Verhältnisse der Juden', das in 
seinem Paragraphen 37 den einzelnen Synagogengemeinden die Rechte einer 
juristischen Person, d.h. einer Korporation des öffentlichen Rechts6 erteilte und 
dem im Laufe der Zeit ähnliche Gesetze in anderen deutschen Staaten folgten . 
Diese durch Gesetz geschaffene Situation, so hoffte man, würde den jüdischen 
Gemeinden ermöglichen, sich in größeren Verbänden zusammenzufassen, die 
ebenfalls wieder die Rechte einer öffentlich juristischen Person erlangen wür­
den. 

Im Jahre 1869 wurde der ,Deutsch-Israelitische Gemeindebund' (DIGB) ge­
gründet, der eine Vereinigung aller jüdischen Gemeinden Deutschlands erziel­
te. In diesem Sinne beschloß schon die Generalversammlung des Bundes im 
Jahre 1872, einem Komitee den Auftrag zu erteilen, „auf die gesetzgebenden 
Faktoren dahinzuwirken, einen einheitlichen Rechtsverband der Gemeinden 
zu errichten"7. In der Tat gelang es jedoch dem DIGB während der gesamten 
Zeit seines Bestehens (bis 1933) niemals, eine solche Gesamtorganisation zu 
schaffen, oder sich selbst als eine solche zu konstituieren; er blieb immer eine 
lose freiwillige Verbindung, der sich viele Gemeinden nicht anschlossen, weil 
sie sich der undemokratischen Ernennung ihrer Vertreter in die leitenden Gre­
mien des Bundes widersetzten. 

Ein weiteres wichtiges Datum war der 28. September 1890, als Martin 
Philippson (1846-1916), der Sohn Ludwig Philippsons, in einem Aufsatz in der 
AZdJ verlangte, eine Art jüdisches Parlament, einen ,Judentag' einzuberufen, 
dessen wesentliche Aufgabe es sein sollte, eine ständige Organisation der Juden 
in Deutschland zu errichten. Die Reaktion auf diesen Vorschlag war weitgehend 
negativ, insbesondere weil viele Kreise fürchteten, die Schaffung einer separaten 
jüdischen Organisation würde den damals ohnehin schon weit verbreiteten An­
tisemitismus nur noch verstärken, oder weil sie den Vorschlag als undurchführ­
bar betrachteten. Die orthodoxen Synagogengemeinden fürchteten eine Einmi­
schung der Behörden in ihre inneren religiösen Angelegenheiten. 

5 AZdJ 8 (1844) Nr. 3. 
6 Die Bedeutung dieses juristischen Begriffs für die Rechte und Pflichten der Religionsge­

meinschaften im allgemeinen blieb bis zu den Verhandlungen des Weimarer Reichstags ein 
unentschiedener Streitpunkt unter Juristen und geistlichen Führern. 

7 Vgl. AZdJ 10 Jg. 64, Nr. 39, JACOB ToURY, Organizational Problems of GermanJewry. 
Steps toward the Establishment ofa Central Organization (1893-1920), Leo Baeck Institute 
Yearbook (LBIY) 13 (1968), S. 57 f. Die Preussische Jüdische Gemende-Verfassung, Denk­
schrift und Vertheidigung des einheitlichen Rechtsverbandes der Jüdischen Gemeinden in 
Deutschland, hrsg. vom Ausschuß des DIGB, Leipzig, 1871. 
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Trotz dieser Bedenken brachte der Vorschlag gewisse Ergebnisse mit der 
Gründung des ,Verbandes der deutschen Juden' (VDJ). Entsprechend seiner 
Statuten war die Leitung des Verbandes aus Vertretern bestehender Organisa­
tionen und Institutionen, vor allem der Synagogengemeinden und ernannten 
Notabeln, zusammengesetzt. Diese Ernennung der Notabeln wurde von brei­
ten Kreisen als undemokratisch abgelehnt. Dazu kam, daß diese Notabeln na­
turgemäß prominente Mitglieder der großen und reichen Synagogengemein­
den waren, wodurch kleinere und weniger bemittelte Gemeinden zu Recht 
befürchteten, daß ihre Interessen benachteiligt würden. Über die Ziele des VDJ 
bestehen selbst unter seinen Gründern Meinungsverschiedenheiten: Während 
er nach einer Ansicht die bürgerlichen und gesellschaftlichen Rechte der Juden 
bewahren und als solcher Vereine zur Bekämpfung des Antisemitismus unter­
stützten sollte8, wurde von anderer Seite behauptet9, er solle vor allem die deut­
sche Judenheit vor den Behörden vertreten. Diese Aufgabe konnte jedoch auch 
der Verband zeit seines Bestehens (bis 1922) nie erfüllen. 

Im Laufe der nächsten Jahre wurden von zwei damals bekannten jüdischen 
Rechtsgelehrten auf Veranlassung des DIGB weitere Vorschläge zur Errichtung 
einer jüdischen Gesamtorganisation gemacht, aber auch diese fanden nicht die 
Zustimmung der Organe, die diese vertreten sollten. Bis zum Ausbruch des Er­
sten Weltkrieges wurden immer wieder Verhandlungen innerhalb verschiedener 
jüdischer Gruppen geführt, aber dies brachte keinen praktischen Erfolg. Wäh­
rend des Krieges wurden keine weiteren Versuche unternommen, wenn auch 
gerade zu dieser Zeit in Deutschland mehrere neue jüdische Vereinigungen, vor 
allem zur Hilfe der Opfer des Krieges gegründet wurden, die jedoch keinen 
Anspruch erheben konnten, die gesamte Judenheit Deutschlands zu vertreten. 

Die Versuche während der Weimarer Zeit (1919-1933) 

Kurz nach der Gründung der Weimarer Republik im Jahre 1919 erneuerten 
sowohl der DIGB als auch der VDJ ihre Bemühungen, eine allumfassende 
Zentralorganisation der deutschen Juden zu errichten. Beide gingen von der 
Annahme aus, daß die am 11 . August 1919 verabschiedete Weimarer V erfas­
sung die rechtliche Grundlage für ein derartiges Unternehmen geschaffen habe. 
Diese sagte im Artikel 137, einem der wichtigsten Paragraphen des zweiten 
Hauptteils: Grundrechte und Grundpflichten der Deutschen: 

„Die Religionsgesellschaften bleiben Körperschaften des öffentlichen Rechts, soweit 
sie solche bisher waren . . . Schließen sich mehrere derartige öffentlich-rechtliche 
Religionsgesellschaften zu einem Verbande zusammen, so ist auch dieser Verband eine 
öffentlich-rechtliche Körperschaft." 

8 WALTER BRESLAUER, Leo Baeck Institute Bulletin (weiterhin LBIB) 28(1964) ; S. 349, 
DERS., LBIY 14, (1962), S. 259 f. 

9 S. Central Archive for the History of the Jewish People (CAHJP) Archiv Freund, P /2, 
FM 1/4. 
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Es muß darauf hingewiesen werden, daß dieser Paragraph von Religions­
gesellschaften und nicht von Religionsgemeinden spricht und betont, daß nur 
solche Religionsgesellschaften sich zu einem Verbande zusammenschließen 
können, der ebenfalls eine Körperschaft des öffentlichen Rechts würde. Aus 
dieser Tatsache ergab sich für die Synagogengemeinden eine Frage ganz beson­
derer Bedeutung: wenn auch, wie bereits bemerkt, die einzelnen Synagogen­
gemeinden in den verschiedenen deutschen Staaten im Laufe des 19. Jahrhun­
derts die Rechte einer Körperschaft des öffentlichen Rechts erworben hatten, 
so war es keineswegs entschieden, daß auch die jüdische Religionsgemeinschaft 
in toto sich zu einem Verband mit Körperschaftsrechten zusammenschließen 
könne. Die über diese Frage während der ganzen Zeit der Weimarer Republik 
herrschenden Meinungsverschiedenheiten sollten im Laufe der kommenden 
Jahre wesentlichen Einfluß auf die Versuche zur Errichtung einer jüdischen Ge­
samtorganisation in Deutschland haben. 

Sowohl der DIGB als der VDJ waren der Meinung, daß der Artikel 137 den 
jüdischen Religionsgemeinden die gleichen Rechte erteile, wie den beiden 
großen christlichen, den protestantischen und den katholischen, Religionsge­
meinschaften, und daher auch den jüdischen Gemeinden ermögliche, sich in 
einem öffentlich-rechtlichen Verbande zu vereinigen. Beide Organisationen, 
der Bund und der Verband, betrachteten sich als die öffentlich anerkannte V er­
tretung der deutschen J udenheit, so daß jeder von ihnen unabhängig voneinan­
der der Überzeugung war, er könne die Gesamtorganisation aus sich heraus und 
auf ihm basierend errichten. 

In der zweiten Hälfte des Jahre 1919 erteilte der DIGB dem leitenden Beam­
ten der Jüdischen Gemeinde Berlin, Ismar Freund (1876-1956), den Auftrag, 
ein Statut für eine jüdische Gesamtorganisation auszuarbeiten. Freund hatte sich 
als Jurist besonders mit den Rechtsproblemen der jüdischen Gemeinden befaßt. 
Er war von vornherein der Ansicht, daß der VDJ nicht der Träger einer solchen 
Organisation sein könne, da zu seinen Mitgliedern viele private Vereinigungen 
gehörten, die nicht als Körperschaften des öffentlichen Rechts anerkannt waren 
und als solche, entsprechend dem Artikel 137 der Reichsverfassung, nicht zur 
Bildung eines größeren Verbandes, dem diese Rechte zugesprochen werden 
sollten, in Frage käme. Dagegen meinte Freund, der DIGB entspreche den For­
derungen der Verfassung: er sei eine Vereinigung von Synagogengemeinden, 
die, jede für sich, nicht nur als öffentliche Körperschaft anerkannt waren, son­
dern auch, so argumentierte Freund, Religionsgesellschaften im Sinne der Ver­
fassung darstellten und daher zu einem Verband zusammengefaßt werden 
könnten, der automatisch wieder die Stellung einer Körperschaft des öffentli­
chen Rechts erhalte. 

Freund veröffentlichte den Statutenvorschlag im Frühjahr 192010• Er ging 
von der Voraussetzung aus, daß der Artikel 137 allen, daher auch den jüdi-

10 J. FREUND, Verfassungsentwurf für eine Gesamtorganisation des deutschen Judentums 
usw., Berlin 1920 (auch in AZdJ 84 (1920), Nr. 8, 9 und 11 erschienen). 
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sehen, religiösen Gemeinschaften in gleichem Maße ermögliche, ihre einzelnen 
Gemeinden auf voluntärer Basis zu einer ,Religionsgesellschaft' im Sinne der 
Verfassung zu vereinen. Freund wollte den DIGB selbst zu einer derartigen 
Religionsgesellschaft umbilden, mußte aber zugeben, daß das Statut des Bun­
des, als das eines privaten Vereins, gar nicht für diesen Zweck geeignet war. 
Ohne festzustellen, ob die Behörden der Weimarer Republik einer Änderung 
dieses Statuts zustimmen würden - und eine derartige Statutenänderung machte 
diese Zustimmung unbedingt erforderlich - schlug er vor, der Einleitung des 
Statuts der zu bildenden Organisation den Passus hinzuzufügen: 

„Der DIGB . . . ist in Zukunft, entsprechend dem Paragraphen 137 der Weimarer Ver­
fassung ... eine öffentlich-rechtliche Organisation der ihr angeschlossenen Synagogen­
gemeinden." 

In der ersten Fassung seines Statutenentwurfs sah Freund vor, daß die 
Synagogengemeinden, die, wie bemerkt, ohnehin öffentlich-rechtliche Korpo­
rationen waren, und bereits bisher dem DIGB angehörten, automatisch Mit­
glieder des neuen Verbandes sein würden. In einer späteren Fassung fügte 
Freund hinzu, daß sogar Synagogenverbände Mitglieder sein könnten, wenn sie 
die Rechte einer öffentlichen Körperschaft erwerben. Dieser Zusatz war not­
wendig, nachdem insbesondere in den erstenJahren der Weimarer Republik in 
verschiedenen Teilen Deutschlands ,Landesverbände' entstanden waren, die der 
neu zu errichtenden Organisation geschlossen beitreten wollten, ohne ihre or­
ganisatorische Form und ihr Statut zu ändern. 

Auch Freunds Vorschläge führten zu keinem Ergebnis und so wurden wei­
terhin neue Versuche unternommen, eine Gesamtorganisation zu errichten. 
Auch diese blieben jedoch ohne Erfolg, selbst als der preußische Kultusminister 
bereits im Juni 1920, im Verlauf von Verhandlungen über finanzielle Unter­
stützung der Regierung für die Synagogengemeinden, in einem öffentlichen 
Brief an den VDJ diese Unterstützung von der Gründung einer jüdischen Ge­
samtorganisation, ähnlich der von den christlichen Religionsgemeinschaften er­
richteten, abhängig machte. Es ist zu bemerken, daß dieser Brief, der auch der 
Berliner jüdischen Gemeinde übermittelt und sogar in einigen jüdisch-deut­
schen Zeitungen veröffentlicht wurde 11 , niemals von jüdischer Seite beachtet 
wurde; selbst Freund, der als einer der leitenden Beamten der Berliner Gemein­
de ohne Zweifel von dem Brief und seinem Inhalt unterrichtet war, nahm von 
ihm keinerlei Notiz. 

Als die V ersuche zur Gründung einer Gesamtorganisation aller deutschen 
Juden zu keinem Ziel führten, errichteten die jüdischen Gemeinden in den ein­
zelnen deutschen Staaten, insbesondere Preußen und Bayern, eigene regionale 
Vertretungen in den sog. Landesverbänden der Synagogengemeinden. Diese 
übernahmen es nun, teils jeder für sich, aber teils auch gemeinsam, aber oft auch 
ohne Vereinbarung untereinander und manchmal sogar auch gegeneinander 

11 Z .B. im (Hamburger) Israelitischen Familienblatt (IF), Jg. 22 (1922) Nr. 28. 
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arbeitend, eine Gesamtvertretung zu formen . Bei diesen Differenzen zwischen 
den Landesverbänden, insbesondere denen in Preußen und Bayern, spielten 
ohne Zweifel die übrigens nicht nur bei Juden bestehenden Hegemoniean­
sprüche der Preußen, denen sich die Bayern widersetzten, eine Rolle. Aber 
nicht allein aus diesen Gründen scheiterten auch die Versuche der Landesver­
bände. Vielmehr mußten auch ihre Vertreter in Verhandlungen mit den Behör­
den erfahren, daß sie als nur administrative Verbände, nicht als Basis für einen 
derartigen Zusammenschluß gelten können, da dies nach der Weimarer Verfas­
sung nur religiösen Gemeinschaften möglich sei. 

Bei den Versuchen der Landesverbände, insbesondere des größten und be­
deutendsten Preußischen Landesverbands jüdischer Gemeinden 12, trat in dieser 
Zeit ein neues erschwerendes Moment hinzu. Im Laufe der Jahre nach dem 
Ersten Weltkrieg war der Einfluß der aus dem Osten nach Deutschland einge­
wanderten Juden, der sog. Ostjuden13, in den Synagogengemeinden erheblich 
gewachsen, wodurch nicht nur in den Gemeinden selbst, sondern auch in den 
Landesverbänden die Frage aufgerollt wurde, ob und wieweit diesen neuen 
Mitgliedern das Wahlrecht, sei es aktiv oder passiv, erteilt werden müsse. Die 
Vertreter der religiös-liberalen und ,deutsch-orientierten' Kreise lehnten eine 
solche Forderung mehr oder weniger ab. Diejenigen in der zionistischen Verei­
nigungen für Deutschland (ZVfD), die inzwischen wesentlich an Bedeutung im 
inneren jüdischen Leben gewonnen hatten, bestanden auf Grund ihrer Beto­
nung des ,nationalen' Charakters der jüdischen Gemeinschaft darauf, daß alle 
Juden in Deutschland in allen sie vertretenden Gremien wahlberechtigt sein 
müßten. Die dadurch entstandenen Meinungsverschiedenheiten waren auch 
auf die Versuche, eine jüdische Gesamtorganisation zu gründen, von nicht un­
erheblicher Bedeutung. 

Ende 1925 schlug der Bayrische Landesverband vor, einen losen Dachver­
band aller Landesverbände zu errichten, der zwar nicht rechtlich von den Re­
gierungen anerkannt würde, aber immerhin die Interessen der deutschen Juden 
wahrnehmen könne. Dieser Vorschlag befriedigte jedoch in keiner Weise die­
jenigen Kreise, die der Meinung waren, daß nur ein völlig neues unabhängiges 
Gebilde als Gesamtorganisation der deutschen Juden in Frage käme und nicht 
ein loser Dachverband. Nichtsdestoweniger errichtete der Bayrische Landesver­
band zusammen mit dem DIGB im März 1928 eine ,Arbeitsgemeinschaft der 
jüdischen Landesverbände', die alle die deutschen Juden betreffenden Probleme 
behandeln sollte. Dieser provisorische Verband wurde von dem Preußischen 
Landesverband abgelehnt14• 

Nachdem im September 1930 die Nationalsozialistische Deutsche Arbeiter­
partei (NSDAP) als zweitgrößte Partei in den Reichstag gewählt wurde, forder­
ten alle jüdischen Gruppen und Parteien, die inneren Zwistigkeiten zu verges-

12 Über diesen s. MAX P. BIRNBAUM, Staat und Synagoge. 
13 S. TRUDE MAURER, Ostjuden in Deutschland, S. 610-644. 
14 Verwaltungsblatt des Preußischen Landesverbandes 7 (1929), Nr. 2. 
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sen und es als ihre wichtigste Aufgabe zu betrachten, eine Organisation zu 
schaffen, die öffentlich als Repräsentant der gesamten deutschen Judenheit der 
Regierung gegenüber auftreten könne. Zu diesem Zweck wurden im Herbst 
1931 erneut Verhandlungen mit dem Preußischen Kultusministerium geführt15, 

bei denen dieses Mal der bekannte Berliner Rabbiner Dr. Leo Baeck teilnahm, 
der bald als die letzte führende Persönlichkeit der gesamten deutschen 
Judenheit bekannt werden sollte. Bei diesen Verhandlungen mußten die jüdi­
schen Vertreter erneut hören, daß keiner der bisher gemachten Vorschläge zur 
Bildung einer Gesamtorganisation geeignet wäre, und sogar, daß nur eine 
rechtliche Auflösung aller einzelnen jüdischen Gemeinden und die Überwei­
sung ihrer Aufgaben auf einen einzigen neuen rein religiösen Verband zum 
Ziele führen könne. 

Als auch jetzt keine Möglichkeit gefunden wurde, eine allein vertretende 
Gesamtorganisation zu errichten, blieb die oben erwähnte Arbeitsgemeinschaft 
das einzige zentrale Organ der deutschen Juden. Auch sie konnte jedoch als 
Provisorium nicht als deren tatsächliche Vertretung betrachtet werden. Aus die­
sem Grunde wurde am 31. Januar 1932, auf Vorschlag des Vorsitzenden des 
Bayrischen Landesverbandes ein neues Gremium geschaffen, daß unter dem 
Namen ,Reichsvertretung der jüdischen Landesverbände' fungierte16, aber 
auch wieder nur selbst von den es errichtenden Kreisen als Provisorium aner­
kannt wurde. 

Im Jahre 1932 wurden erneut Versuche unternommen, endlich eine wahr­
hafte Gesamtorganisation zu schaffen, aber auch diese blieben ohne Erfolg. Da­
durch blieb die deutsche Judenheit ohne eine Vertretung, als Hitler am 30. Ja­
nuar 1933 zum Reichskanzler ernannt wurde und die Zeit der Weimarer 
Republik zu Ende war. 

Diese kurze Darstellung zeigt, daß insbesondere in der Weimarer Zeit weite 
Kreise des deutschen Judentums überzeugt waren, daß die Gründung einer 
Zentralorganisation unbedingt erforderlich war. Diese hätte als alleinige Vertre­
tung der jüdischen Gemeinschaft die vielen und teils schwierigen Probleme, die 
sie damals beschäftigten, behandeln müssen. Unter diesen Problemkomplexen 
seien besonders erwähnt die zunehmende Verarmung vieler, besonders kleiner 
und kleinster jüdischer Gemeinden, der immer noch anhaltende Kampf um die 
politische und gesellschaftliche Gleichberechtigung, der selbst mit den bei 
Gründung der Weimarer Republik gemachten Zusagen für eine völlige Eman­
zipation nicht aufhörte, und der vor allem in der zweiten Hälfte der 20er Jahre 
neu anwachsende Antisemitismus. Trotz aller Bemühungen gelang es den vie­
len teilweise sich bekämpfenden Strömungen, Gruppen und Parteien nicht, 
ihre Zwistigkeiten zu überwinden, die allerdings z.T. wichtiger prinzipieller 
Natur waren, und eine zentrale Organisation zu errichten. Erst Hitlers ,Macht­
ergreifung' und deren entscheidender Einfluß auf die jüdische Gesamtheit und 

15 Ebd., Nr. 1, sowie CAHJP, P/2, IX, 21. 
16 S. IF vom gleichen Tage. 
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jeden einzelnen Juden in Deutschland führte eine grundlegende Änderung her­
bei. Nun endlich gelang es, wie weiterhin im einzelnen dargestellt werden 
wird, einigen führenden Persönlichkeiten, die so lange ersehnte Gesamtorgani­
sation zu errichten. 



Erster Hauptteil 

Die Reichsvertretung der Juden in Deutschland 
1933-1938/39 

Die Judenpolitik des NS-Regimes 
in denjahren 1933-38 

Es ist hier nicht beabsichtigt, die Lage der einzelnen Juden im Dritten Reich 
darzustellen, sondern die Stellung der jüdischen Gesamtorganisation, insbeson­
dere gegenüber den Behörden zu zeigen. Dabei ist es selbstverständlich, daß die 
Beziehungen zwischen dieser Organisation und der deutschen Regierung mit 
allen ihren Organen und Institutionen in all denJahren ihres Bestehens wesent­
lich von der ,Judenpolitik' beeinflußt waren. Diese Politik wurde in der 
Forschungsliteratur über das Dritte Reich und die ,Endlösung' des ,Judenpro­
blems' im besonderen ausführlich behandelt (siehe Literaturnachweis). Hier ge­
nügt daher eine kurze und allgemeine Beschreibung des ,Kampfes gegen die 
Juden' seitens des NS-Regimes. In diesem Teil, der der jüdischen Zentral­
organisation in den Jahren 1933 bis 1938/39, der ,Reichsvertretung der Juden 
in Deutschland' gewidmet ist, wird die Judenpolitik in diesen Jahren gezeigt; 
am Anfang des zweiten Hauptteils, der die Zeit der ,Reichsvereinigung der Ju­
den in Deutschland' behandelt, wird in wenigen Worten die NS-Judenpolitik 
in den Jahren 1933-1943 bzw. 1945 geschildert. 

Es muß jedoch betont werden, daß hier nicht die in der Forschungsliteratur 
weitgehend diskutierten Probleme der ,Genesis der Endlösung' in der NS­
Ideologie und Politik behandelt werden 1• Selbst die Frage, ob und wieweit die 
Radikalisierung der NS-Judenpolitik im Jahre 1938 mit dem November-Po­
grom (der sog ,Kristallnacht') als ihrem Höhepunkt und sogar die ersten 
Massendeportationen ab Ende des Jahres 1941 den ,Anfang des Endes' bedeute­
ten, wird nur in sofern berührt, als sie von den jüdischen Gesamtorganisationen 
in ihrer Tätigkeit und ihrem Selbstverständnis als eine solche Entwicklung be­
trachtet wurde. 

Kurz nachdem Hitler zum Reichskanzler ernannt worden war, fand be­
kanntlich ein für die Juden Deutschlands einschneidendes Ereignis statt - der 
Boykott gegen jüdische Geschäfte und Mitglieder der freien Berufe, wie Ärzte, 
Rechtsanwälte usw. vom 1. April 1933. Zur gleichen Zeit wurden die ersten 

1 Vgl. H. BROSZAT, Hitler und die ,Genesis der Endlösung', S. 739-775, und die diesem 
Aufsatz folgende Diskussion. 
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antijüdischen Gesetze erlassen, von denen eines der wichtigsten dieser Zeit das 
sog. ,Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums' vom 7. April war, 
das die sofortige Ausscheidung der jüdischen Beamten, mit einigen Ausnah­
men, aus dem öffentlichen Dienst zur Folge hatte. 

Trotz dieser und der weiter folgenden Maßnahmen kann die NS-Juden­
politik in den Jahren 1933-1936 im Vergleich zu der zunehmenden Radikali­
sierung der späteren Jahre als gemäßigt bezeichnet werden. Zum Teil trat in 
dieser Zeit sogar eine gewisse Beruhigung in dieser Politik ein, die nach Ansicht 
einiger Forscher darauf zurückzuführen war, daß Hitler und seine Regierung, 
und insbesondere das Auswärtige Amt damals noch auf die Reaktion des Aus­
lands Rücksicht nahmen, und daß der damalige Wirtschaftsminister und Direk­
tor der Reichsbank, Hjalmar Schacht, negativen Einfluß auf den Außenhandel 
Deutschlands durch die anti-jüdische Politik befürchtete. Ein weiterer Grund 
war ohne Zweifel die Tatsache, daß im Jahre 1936 in Berlin die Olympischen 
Spiele stattfanden, die von Hitler und seinen Kollegen zu Propagandazwecken 
aufgezogen wurden, und der Welt ein positives Bild von den in Deutschland 
herrschenden Verhältnissen darstellen sollten. Andere Forscher sind der Mei­
nung, daß diese Jahre noch die Zeit der langsamen Formung der Politik der 
verschiedenen Ämter des Regimes, und inbesondere der ,Abteilung Juden' in 
dem Sicherheitsdienst der SS, dem SD, waren (s. die Werke von Aronson, 
Buchheim, Höhne und Schleunes) . 

Das entscheidende Ereignis in der Judenpolitik dieser Zeit war, wie bekannt, 
der Erlaß der ,Nürnberger Gesetze' vom September 1935. Diese bedeuteten 
nach weitverbreiteter Meinung eine radikale Änderung in der politischen und 
gesellschaftlichen Lage der Juden in Deutschland, während sie nach anderer 
Ansicht - und offenbar zunächst auch nach Meinung mancher jüdischer Kreise 
- eine Stabilisierung in der Judenpolitik zur Folge hatten, weil sie der jüdischen 
Bevölkerung in gewissem Sinne einen Modus vivendi für ein zukünftiges 
Nebeneinanderleben mit der nichtjüdischen Gesellschaft hätten ermöglichen 
können. 

Das Jahr 1937 brachte den Anfang einer neuen Phase im Kampf gegen die 
Juden, vor allem auf wirtschaftlichem Gebiet, als die Betätigung der Juden in fast 
allen Wirtschaftsgebieten weitgehend beschränkt wurde. Eine weitere Verschär­
fung trat mit Beginn des Jahres 1938 ein, die im Laufe des Jahres, auf dem Hin­
tergrund einer Radikalisierung der nationalsozialistischen Innen- und Außenpo­
litik zu einer weitgehenden anti-jüdischen Gesetzgebung führte . Unter den 
wichtigsten anti-jüdischen Gesetzen, die fast alle Lebensgebiete betrafen, war das 
später im einzelnen zu besprechende ,Gesetz über die Rechtsverhältnisse der jü­
dischen Kultusvereinigungen' vom 28. März 1938, daß sämtliche Synagogen­
gemeinden ihres historischen rechtlichen Status beraubte. Im Laufe des gleichen 
Jahres fanden in vielen Städten und vor allem in Berlin sog. ,spontane' Aktionen 
gegen Juden statt. Den Höhepunkt erreichte der Kampf gegen die Juden in die­
sem Jahr mit dem berüchtigten Novemberpogrom, den Ereignissen der von den 
Nazis sogenannten Kristallnacht vom 9. zum 10. November mit den ihr folgen-
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